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3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 25. September 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 06. Juni 2003 wird aufgehoben. Die Beklagte hat die auÃ�ergerichtlichen
Auslagen zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte zu Recht die Bewilligung einer
Geschiedenen-Witwenrente zurÃ¼ckgenommen hat.

Die 1960 geborene KlÃ¤gerin ist die geschiedene Witwe des 1951 geborenen und
am 12.08.1997 als LKW-Fahrer tÃ¶dlich verunglÃ¼ckten Versicherten H I. Durch
rechtskrÃ¤ftiges Urteil der Kammer vom 23.07.2001 (S 23 (11) U 66/00) war die
Beklagte unter Aufhebung entgegenstehender Bescheide verurteilt worden, der
KlÃ¤gerin Witwenrente nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu
gewÃ¤hren, weil sie gegen ihren frÃ¼heren Ehegatten im letzten Jahr vor dem Tod
wegen der Betreuung minderjÃ¤hriger TÃ¶chter einen Unterhaltsanspruch von
wenigstens 135 DM, also mindestens Â¼ des damals gÃ¼ltigen Sozialhilfesatzes
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) hatte, und ihr Leistungen in dieser HÃ¶he
auch tatsÃ¤chlich zugeflossen waren.
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Durch den AusfÃ¼hrungsbescheid vom 26.11.2001 bewilligte die Beklagte ab
01.10.1997 Witwenrente bis auf weiteres auf der Basis von 40 v.H. des
Jahresarbeitsverdienstes (JAV), solange eines der Kinder, T geboren 1981, und L,
geboren 1983, erzogen werde bzw. worden sei. Ab 01.12.2001 betrage die Rente 30
v.H. des JAV. Durch den weiteren, ebenfalls bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheid
vom 17.04.2002 nahm die Beklagte wegen des Bezuges von Erziehungsrente
seitens des RentenversicherungstrÃ¤gers eine neue Berechnung vor und rechnete
die festgestellte Ã�berzahlung von XXX DM mit dem wegen der Nachzahlung der
Witwenrente aufgelaufenen Zinsanspruch auf.

Mit Schreiben vom 29.05.2002 kÃ¼ndigte die Beklagte an, sie habe zu prÃ¼fen, ob
die Witwenrente zeitlich zu begrenzen sei. Die KlÃ¤gerin Ã¼bersandte daraufhin
das Scheidungsurteil des Amtsgerichts Hamm (32 F 160/94) vom 29.08.1995, mit
dem der KlÃ¤gerin das elterliche Sorgerecht fÃ¼r die beiden TÃ¶chter Ã¼bertragen
worden war. Durch das weitere Schreiben vom 03.09.2002 hÃ¶rte die Beklagte die
KlÃ¤gerin dahingehend an, dass gemÃ¤Ã� Â§ 45 des Zehnten Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB X) beabsichtigt sei, die Bewilligung von Witwenrente ab
01.10.2002 zurÃ¼ckzunehmen.

Mit Bescheid vom 25.09.2002 nahm die Beklagte daraufhin den Bescheid vom
26.11.2001 teilweise mit Wirkung ab 01.10.2002 zurÃ¼ck und stellte die Zahlung
von Witwenrente seitdem ein. Die Bewilligung dieser Leistung Ã¼ber die
Vollendung des 18. Lebensjahres der Tochter L hinaus ab 26.11.2001 sei
rechtswidrig gewesen, und zwar im Hinblick darauf, dass die KlÃ¤gerin seitdem in
der Lage gewesen sei, fÃ¼r ihren Unterhalt selbst aufzukommen. Die
Unterhaltsverpflichtung des verstorbenen Versicherten gemÃ¤Ã� Â§ 1570 des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB) wÃ¤re spÃ¤testens zu diesem Zeitpunkt
entfallen. Zwar nenne das Gesetz in Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 des Siebten Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB VII) nicht den Unterhaltsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 1570 BGB,
diese Vorschrift sei aber auf diesen Unterhaltsanspruch auszudehnen, weil jede
andere Rechtsanwendung zu sinnwidrigen Ergebnissen fÃ¼hre. Im Ã�brigen legte
die Beklagte die GrÃ¼nde dar, warum sie Leistungen in der Vergangenheit nicht
zurÃ¼ckforderte, sondern eine VertrauensschutzabwÃ¤gung zu dem Ergebnis
fÃ¼hre, dass in Zukunft die Witwenrente vorzuenthalten sei.

Mit ihrem Widerspruch vom 04.12.2002 machte die KlÃ¤gerin geltend, dass die von
der Beklagten zur BegrÃ¼ndung herangezogene Rechtsauffassung durch andere
Kommentatoren nicht geteilt werde. Zudem sei nach allgemeinen Auslegungsregeln
eine Ausnahmevorschrift nicht analogiefÃ¤hig. Die Herausnahme des Â§ 1570 BGB
habe ihren Grund darin, dem Ausgleich beruflich bedingter Nachteile Kinder
erziehender Eltern wegen des damit verbundenen Ausscheidens aus dem
Berufsleben zu dienen. Zudem hÃ¤tte eine zeitliche Begrenzung nach der
hÃ¶chstrichterlichen Zivilrechtsprechung in die Ursprungsentscheidung mit
aufgenommen werden mÃ¼ssen.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 06.06.2003 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Da sich nach dem Vorbringen der KlÃ¤gerin weder ein
lebenslanger Unterhaltsanspruch ableiten lasse noch das sozialgerichtliche Urteil
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vom 23.07.2001 hierauf abgestellt habe, sei bei BerÃ¼cksichtigung eines
Unterhaltsanspruchs gemÃ¤Ã� Â§ 1573 BGB auf der Basis des zur Zeit der Ehe
erreichten Lebenszuschnittes sowie des vor dem Tod des frÃ¼heren Ehegatten
verfÃ¼gbaren Gesamtnettoeinkommens der Familie lediglich von einem
Unterhaltsanspruch der KlÃ¤gerin deutlich unterhalb eines Viertels des BSHG-
Regelsatzes auszugehen; auf die nÃ¤here Berechnung der Beklagten insbesondere
hinsichtlich des weiterhin angenommenen Unterhaltsanspruches der Tochter L
gegen beide Elternteile wird Bezug genommen.

Mit der hiergegen am 24.06.2003 erhobenen Klage verfolgt die KlÃ¤gerin ihr
Begehren auf Aufhebung der angefochtenen Bescheide sowie den weiteren Bezug
von Witwenrente unter Vertiefung ihres Widerspruchsvorbringens zum
Analogieverbot im Hinblick auf die Regelung des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII weiter.
Der Gesetzgeber hÃ¤tte lÃ¤ngst Gelegenheit gehabt, eine Gesetzeskorrektur
vorzunehmen. Sie stellte der Berechnung der Beklagten ihre eigene des
nachehelichen Unterhalts entgegen, den sie ab Oktober 2002 mit 122,40 Euro und
ab Oktober 2003 mit 222,68 Euro beziffert; auf die Berechnung im Einzelnen wird
verwiesen. Die Beklagte verkenne zudem die Vorrangigkeit ihres
Unterhaltsanspruches im Vergleich zu der volljÃ¤hrig gewordenen Tochter L
gegenÃ¼ber ihrem geschiedenen Ehegatten.

Die KlÃ¤gerin beantragt ihrem schriftsÃ¤tzlichem Vorbringen entsprechend,

den Bescheid der Beklagten vom 25.09.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.06.2003 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie bezieht sich zur Anwendung des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII im vorliegenden
Fall ergÃ¤nzend auf die vom Verwaltungsausschuss "Rechtsfragen der
Unfallversicherung" des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften
vertretene Auffassung, dass insoweit eine planwidrige RegelungslÃ¼cke
anzunehmen sei. Die ausdrÃ¼cklich geregelten TatbestÃ¤nde seien dem
vorliegenden vergleichbar, so dass der von der Norm beabsichtigte
Kompensationszweck durch die Rente nicht mehr trage. Dass der Gesetzgeber diese
LÃ¼cke bisher nicht ausdrÃ¼cklich gefÃ¼llt habe, spreche nicht gegen eine
Analogie, weil er in einer Vielzahl von herrschend anerkannten AnalogieschlÃ¼ssen
dies ebenfalls nicht aufgegriffen habe. In Ermangelung entsprechender
sozialgerichtlicher Urteile sei eine entsprechende KlÃ¤rung erforderlich. Selbst wenn
â�� einer Anregung des Gerichts entsprechend â�� die nacheheliche
Einkommensituation mit den in der gesetzlichen Unfallversicherung gÃ¼ltigen
Anpassungsfaktoren zugrunde gelegt werde, sei ab Oktober 2002 lediglich von
einem Unterhaltsanspruch der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 71,32 Euro auszugehen,
wÃ¤hrend Â¼ des BSHG-Regelsatzes 73,25 Euro ab Oktober 2002 betragen habe.

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung ohne
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mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichts- und den der Verwaltungsakten der Beklagten, die Gegenstand der
Entscheidung waren, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Ã�ber das Begehren hat die Kammer im Hinblick auf die Ã¼bereinstimmende
Zustimmung der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden (Â§ 124
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin wird durch den rechtswidrigen
Bescheid der Beklagten vom 25.09.2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 06.06.2003 beschwert (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Die
Beklagte verweigert der KlÃ¤gerin zu Unrecht die ihr auch seit dem 01.10.2002
zustehende Witwenrente als geschiedener Ehefrau des Versicherten H I. Durch die
Aufhebung der in Rede stehenden Bescheide im Wege der Anfechtungsklage
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 1. Alternative SGG ist der maÃ�gebliche
Bewilligungsbescheid der Beklagten vom 26.11.2001 mit dem Anspruch auf
Witwenrente in HÃ¶he von 30 v.H. des darin festgestellten JAV des Versicherten
weiterhin rechtsgÃ¼ltig, so dass es der Verurteilung der Beklagten zur
WeitergewÃ¤hrung der Witwenrente ab Oktober 2002 nicht bedarf.

Entgegen der Auffassung der Beklagten war der in AusfÃ¼hrung des Urteils der
Kammer vom 23.07.2001 ergangene Bescheid vom 26.11.2001 weder bei seinem
Erlass noch bei seinem Zugang am 3. Werktag im Anschluss an die Postaufgabe
vom 27.11.2001 gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 2 SGB X und auch nicht ab 27.11.2001, dem
Zeitpunkt der Vollendung des 18. Lebensjahres der gemeinsamen Tochter der L der
geschiedenen Ehegatten, rechtswidrig im Sinne des Â§ 45 Abs. 1 SGB X. Vielmehr
erweist sich der Bescheid vom 26.11.2001, mit dem der KlÃ¤gerin bis zur
Wiederverheiratung (Â§ 66 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz i.V.m. Â§ 65 Abs. 1 Satz 1
SGB VII) Witwenrente gemÃ¤Ã� Â§ 65 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII bewilligt worden ist, ohne
EinschrÃ¤nkung als rechtmÃ¤Ã�ig mit der Folge, dass die von der Beklagten
gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 und Abs. 3 Satz 1 SGB X mit
Wirkung vom 01.10.2002 erfolgte RÃ¼cknahme der Bewilligung von Witwenrente
fÃ¼r die Zukunft nicht vom Gesetz gedeckt ist. Die von der Beklagten angestellten
VertrauensschutzabwÃ¤gungen gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Â§ 35 Abs. 1
SÃ¤tze 2 und 3 SGB X sind daher nicht entscheidungserheblich.

Das Gericht folgt nicht der von der Beklagten vertretenen Auffassung einer zeitlich
befristeten (Geschiedenen-)Witwenrente im Sinne des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII
bei Vorliegen eines im sogenannten letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes im
letzten Jahr vor dem Tod des Versicherten bezogenen und zu beanspruchenden
nachehelichen, ins Gewicht fallenden Unterhalts der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber ihrem
frÃ¼heren Ehegatten gemÃ¤Ã� Â§ 1570 BGB. Dies folgt sowohl aus der wÃ¶rtlichen
Auslegung des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII als auch aus dem Umstand, dass
entgegen der Auffassung der Beklagten die Regelung in Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII
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keine planwidrige, im Wege der Analogie zu schlieÃ�ende GesetzeslÃ¼cke enthÃ¤lt.

In Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII ist im Wortlaut her eine zeitliche Befristung ( â�¦
solange der frÃ¼here Ehegatte ohne den Versicherungsfall unterhaltsberechtigt
gewesen wÃ¤re) nur bei UnterhaltsansprÃ¼chen gemÃ¤Ã� Â§ 1572 BGB (Unterhalt
wegen Krankheit oder Gebrechen, z.B. nach Beendigung der Erziehung eines
gemeinschaftlichen Kindes gemÃ¤Ã� Â§ 1572 Nr. 2 BGB), gemÃ¤Ã� Â§ 1573 BGB
(Unterhalt des geschiedenen Ehegatten ohne Unterhaltsanspruch gemÃ¤Ã� Â§Â§
1570 â�� 1572 BGB bis zur Erlangung angemessener ErwerbstÃ¤tigkeit), gemÃ¤Ã� 
Â§ 1575 BGB (Unterhalt bis zum Abschluss einer Ausbildung, Fortbildung oder
Umschulung) oder gemÃ¤Ã� Â§ 1576 BGB (Unterhalt aus BilligkeitsgrÃ¼nden)
vorgesehen. Der enumerativen AufzÃ¤hlung ist folgerichtig zu entnehmen, dass der
Gesetzgeber sowohl UnterhaltsansprÃ¼che des Ã¼berlebenden geschiedenen
Ehegatten im letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem Tod des Versicherten
wegen Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes (Â§ 1570 BGB) als
auch wegen des Alters im Bezug auf beispielsweise die Erziehung eines Kindes
gemÃ¤Ã� Â§ 1571 Nr. 2 BGB nicht zumutbare ErwerbstÃ¤tigkeit nicht zum Anlass
nehmen wollte, die Geschiedenen-Witwenrente gemÃ¤Ã� Â§ 66 Abs. 1 Satz 1 erster
Halbsatz i.V.m. Satz 2 SGB VII zeitlich zu befristen.

Die Nichteinbeziehung der UnterhaltsansprÃ¼che gemÃ¤Ã� Â§Â§ 1570, 1571 BGB
im Sinne der in Abweichung zu Â§ 66 Abs. 1 Satz 1 in Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII
geregelten zeitlichen Befristung stellt indes keine "planwidrige GesetzeslÃ¼cke"
dar, die im Wege des Analogieschlusses geschlossen werden kÃ¶nnte. Diese von
der Beklagten so bezeichnete "planwidrige GesetzeslÃ¼cke" existiert mit einer
geringfÃ¼gigen, lediglich redaktionellen und nicht ins Gewicht fallenden Ã�nderung
seit dem 01.07.1977 durch das 1. EherechtsÃ¤nderungsgesetz vom 14.06.1976
(BGBl. I S. 1421). Sie wurden fortgeschrieben zum 01.01.1986 (Gesetz zur
Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie zur Anerkennung von
Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 11.07.1985 â��
BGBl. I S. 1450). ZunÃ¤chst war sie in der bis zum 31.12.1996 geltenden (Â§Â§ 212,
214 SGB VII) Vorschrift des Â§ 592 Abs. 1 Satz 2 Reichsversicherungsordnung (RVO)
geregelt, seit dem 01.01.1997 wurde sie mit geringfÃ¼gigen redaktionellen
Ã�nderungen in die Vorschrift des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII, das die RVO
ablÃ¶ste, Ã¼bernommen. Der Gesetzgeber des SGB VII hat indes vielfach nicht nur
redaktionelle, sondern auch inhaltliche Ã�nderungen im Sinne von
LeistungseinschrÃ¤nkungen vorgenommen: GemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII
besteht Anspruch auf eine Verletztenrente erst bei einer nach Ablauf der 26. Woche
bestehenden MdE von 20 v.H. bzw. 10 v.H. im Falle einer StÃ¼tzrentensituation
gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 SÃ¤tze 2 und 3 SGB VII. DemgegenÃ¼ber war in Â§ 580 Abs.
1 RVO geregelt, dass diese Leistungen schon dann zu gewÃ¤hren waren, wenn eine
MdE in diesem Sinne nach Ablauf der 13. Woche feststellbar war. In Â§ 62 Abs. 1
und 2 SGB VII ist eine vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung bis zu 3 Jahren nach dem
Unfallereignis und danach erst eine EntschÃ¤digung auf unbestimmte Zeit
vorgesehen, wÃ¤hrend in Â§ 622 Abs. 2 Satz 1 RVO die Dauerrente spÃ¤testens
nach 2 Jahren zu gewÃ¤hren war bzw. von Gesetzes wegen als solche galt.
SchlieÃ�lich ist auf den in Â§ 46 Abs. 3 Nr. 3 SGB VII begrenzten
Verletztengeldanspruch bis zum Ablauf der 78. Woche nach dem Unfallereignis
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hinzuweisen, wÃ¤hrend vorher Â§ 560 Abs. 1 RVO im Prinzip keine zeitliche
Begrenzung vorsah und nur Ã¼ber Â§ 580 Abs. 3 RVO in bestimmten FÃ¤llen eine
Begrenzung vorgenommen werden konnte.

Zu einer Ã�nderung der Vorschrift des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII hat der
Gesetzgeber bis heute keinen Anlass gesehen, obwohl im Hinblick auf die
Empfehlung des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften (vgl.
HVBG-Info 1992, 1792), bei Betreuungs- bzw. ErziehungsunterhaltsansprÃ¼chen Â§
66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII entsprechend anzuwenden, spÃ¤testens bei der
EinfÃ¼hrung des SGB VII und der Regelungen des Â§ 66 Anlass zur inhaltlichen und
nicht nur zur redaktionellen Ã�berprÃ¼fung der Regelung des Â§ 592 Abs. 1 Satz 2
RVO a.F. gegeben war. Im Ã�brigen ist auffÃ¤llig, dass teilweise die
Kommentierungen die seit 1977 bestehende "planwidrige LÃ¼cke" erst nach dem
HVBG-Info (a.a.O.) erkannt haben (vgl. dazu Bereiter-Hahn/Schieke/Mehrtens,
Handkommentar zur Unfallversicherung, Stand September 1991 in RdNr. 9 und 10
zu Â§ 592 und im Gegensatz dazu Anm. 9 zu Â§ 66 SGB VII, letzter Stand April 2000,
ferner Lauterbach, Kommentar zur Unfallversicherung, Stand Juni 1991, keine
AusfÃ¼hrungen in den Anmerkungen 11 a â�� 15 zu Â§ 592, wÃ¤hrend spÃ¤ter
(Stand Juni 1994) in Anmerkung 17 c zu Â§ 592 die entsprechende Anwendung
unter wÃ¶rtlichem Hinweis auf das HVBG-Info (a.a.O) vorgeschlagen wird, weil man
ansonsten zu sinnwidrigen Ergebnissen gelange.

Die Kammer hÃ¤lt dieses Festhalten des Gesetzgebers an dieser gesetzlichen
Regelung auch fÃ¼r angemessen, weil insbesondere der Unterhaltsanspruch wegen
Erziehung eines Kindes seine Berechtigung in dem Umstand hat, dass der
erziehende Ehegatte wÃ¤hrenddessen keiner oder nur einer teilweisen
ErwerbstÃ¤tigkeit nachgeht, die sich seit der Neuregelung des Scheidungsrechts
zum 01.07.1977 dauerhaft auch auf die nacheheliche ErwerbstÃ¤tigkeit und die
Versorgung des die Erziehung Ã¼bernehmenden Ehegatten auswirkt. Die zur Zeit
der Ehe zwischen den Eheleuten gewÃ¤hlte Konzeption der jeweiligen
Erwerbsobliegenheit wÃ¤hrend der MinderjÃ¤hrigkeit des Kindes bzw. der Kinder
prÃ¤gt damit die Einkommens- und Versorgungssituation des Ã¼berlebenden
Ehegatten nachhaltig, sie kann mit der VolljÃ¤hrigkeit des Kindes oder der Kinder
im Regelfall nicht mehr aufgefangen oder kompensiert werden, zumal sich mit dem
Unfalltod des Versicherten die Ausgangslage weiter verschlechtert.

Selbst wenn entgegen der vorstehenden Darlegungen im Sinne der Auffassung der
Beklagten und des HVBG-Infos eine planwidrige GesetzeslÃ¼cke zugrunde gelegt
wird, kann diese nicht im Wege der Analogie, also der entsprechenden Anwendung
des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII, geschlossen werden. Wie die KlÃ¤gerin zutreffend
dargelegt hat, sind derartige AnalogieschlÃ¼sse bei einer UntÃ¤tigkeit des
Gesetzgebers nur in AusnahmefÃ¤llen zulÃ¤ssig, wenn die Gesamtregelung des
Gesetzgebers diesen Analogieschluss zulÃ¤sst (vgl. dazu die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts â�� BSG â�� in USK 91110, in HVBG-Info 1999, 1682 ff., in 
SozR 3-3100 Â§ 62 Nr. 3, in SozR 3-2700 Â§ 46 Nr. 1, in SozR 3-4100 Â§ 59 e Nr. 1,
in SozR 4-2000 Â§ 47 Nr. 1, und in SozR 4-4300 Â§ 147 Nr. 1). Die Kammer hÃ¤lt in
Anlehnung an diese Rechtsprechung eine Analogie deshalb fÃ¼r nicht zulÃ¤ssig,
weil insbesondere der Ausnahmecharakter einer befristeten Witwenrente dem in Â§
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66 Abs. 1 Satz 1 SGB VII ausgesprochenen Grundsatz der unbefristeten
GewÃ¤hrung dieser Leistung bis zur Wiederverheiratung des Ã¼berlebenden
Ehegatten zuwiderliefe. Die Ausnahmeregelegung des Â§ 66 Abs. 1 Satz 2 SGB VII
ist vom Gesetzgeber sowohl der RVO als auch des SGB VII im Hinblick auf die
namentlich genannten Regelungen des BGB fÃ¼r bestimmte, von vorne herein
absehbare FÃ¤lle einer kÃ¼rzeren und Ã¼berschaubaren, zeitlich befristeten
Unterhaltsleistung an den Ã¼berlebenden geschiedenen Ehegatten konzipiert. Die
von der Beklagten befÃ¼rwortete Analogie wÃ¼rde auch dann zu einer befristeten
WitwenrentengewÃ¤hrung fÃ¼hren, wenn der Versicherungsfall im frÃ¼hen
Kindesalter eintritt, die Erziehung des Kindes bzw. der Kinder 10 Jahre und lÃ¤nger
notwendig ist und der Ã¼berlebende Ehegatte erst danach einer (vollen)
ErwerbstÃ¤tigkeit nachgehen sowie seine Versorgungssituation nachhaltig
verbessern kann. Dies wird auch im Falle der KlÃ¤gerin, die wegen der Erziehung
der 2 TÃ¶chter nur einer eingeschrÃ¤nkten ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¤hrend und nach
der Ehezeit nachgegangen ist, deutlich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 07.05.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

